
Wie Kandidaten die
richtige Gemeinde finden

Es gibt im Südwesten 1101 Städ-
te und Gemeinden, doch nicht
jede Kommune passt zu jedem
Kandidaten. Im zweiten Teil
der Serie „Wie werde ich Bür-
germeister?“ geht es um die
Frage, wie Bewerber heraus-
finden, welcher Ort der richti-
ge für sie ist.

Von Philipp Rudolf

STUTTGART. Ferdinand Truffner
und Empfingen sind das fast perfek-
te Match. Truffner (CDU) wusste vor
seiner Kandidatur im Jahr 2017 ge-
nau, welche Gemeinde für ihn als
Bürgermeister infrage kommt. Ganz
oben auf seiner Wunschliste stand,
dass die Bürger „Fasnet“ feiern.Wich-
tig war für ihn auch ein lebendiges
Vereinsleben und das Ehrenamt. All
das hat er in der Gemeinde im Land-
kreis Freudenstadt gefunden.

Der Faktor Mensch spielte bei Le-
na Burth (parteilos), die mit 27 Jah-
ren jüngste Bürgermeisterin im Süd-
westen, ebenfalls eine wichtige Rolle.
Sie gehört zu der Minderheit der Rat-
hauschefs, die im Heimatort kandi-
dieren – und gewinnen. „Wenn ich et-
was bewegen möchte, dann in mei-
ner Heimatgemeinde“, erklärt die
Bürgermeisterin der Gemeinde Ost-
rach im Landkreis Sigmaringen.

Wie Truffner kommen die meis-
ten Rathauschefs nicht aus der Kom-
mune, in denen sie amtieren: Weni-
ger als ein Fünftel stammt aus denOr-
ten, in denen sie arbeiten. Das zei-
gen Umfragen, die letzte von 2015. Es
bedeutet, dass auswärtige Bewerber
sich sehr genau überlegen, wo sie
kandidieren oder eben nicht. Passt
zum eigenen Lebensstil eine ländli-
cheGemeindeoder docheine imUm-
land einer Großstadt?

Der Schuldenstand und die Zahl
der Ortsteile spielen eine Rolle

Erich Holzwarth bestätigt, was Truff-
ner und Burth sagen: Die Chemie
muss stimmen. Ausschlaggebend, ob
die Gemeinde die richtige ist, seien
die sozialen Strukturen vor Ort. Kan-
didaten sollten persönliche Kontak-
te, etwa zu Vereinen, suchen und dar-
auf die Kandidatur aufbauen. „Wenn
ich mich wohl und aufgehoben füh-

le, dann ist das ein gutesZeichen, dass
die Gemeinde zu mir passt“, erklärt
der Wahlkampfberater für Bürger-
meister- undOberbürgermeisterwah-
len. Holzwarth rät
allen Kandidaten,
dass sie sich zu-
nächst imOrt um-
sehen. Auch ein
Blick in die Me-
dien könne hel-
fen: Wenn es in
einer Kommune
viel Streit im Ge-
meinderat gibt, dann schlage sich das
oft in den Berichten nieder.

Bevor Truffner sich zur Kandida-
tur entschied, hat er viel Zeit im Ort
verbracht, inkognito. Er sprach mit
Vereinsvertretern undmitGemeinde-
räten. Dass es im Gemeinderat keine
Fraktionen gab, deutete für ihn auf

ein gutes Miteinander in dem Gre-
mium hin.

Lena Burth hat sich ebenfalls ein-
gehend mit der Aufgabe beschäftigt,

bevor sie ihre Bewerbung in den Rat-
hausbriefkasten geworfen hat. Sie
unterhielt sich mit ihrem Vorgänger
im Amt, der in den Ruhestand ging,
und mit den Bürgermeisterkollegen
im Umkreis.

Wichtige objektive Kriterien für
oder gegen eine Kommune gibt es

sehr wohl: Wie viele Einwohner, Orts-
teile und wie viele Schulden hat sie?
Denn mit der Anzahl der Einwohner
und Ortschaften steigt das Arbeits-

pensum und mit
hohem Schulden-
stand schwindet
vielerorts der Ge-
staltungsspiel-
raum. Seien die
Voraussetzungen
gut, gebe es aber
mehr Bewerber, so
Holzwarth.

Neben Fasnachtsvereinen und
den menschlichen Faktoren hatte
Empfingen für Truffner auch diese
Kriterien erfüllt: Die Gemeinde war
schuldenfrei, hatte sogar Geld für In-
vestitionen auf der hohenKante – und
sie hatte lediglich zwei Ortsteile.
Wichtig war für ihn zudem, dass er

sein Wissen aus der Verwaltungs-
hochschule Ludwigsburg anwenden
und im Rathausalltag selbst mit an-
packenkann.Dafür kommteswieder-
um auf die Einwohnerzahl an, denn
je größer eine Kommune und damit
die Verwaltung ist, desto weiter ist der
Rathauschef vom Verwaltungshan-
deln entfernt. Außerdem steigt mit
der Einwohnerzahl das Gehalt.

Eine Residenzpflicht für
Bürgermeister gibt es nicht mehr

Ob eine Kandidatur erfolgreich sein
kann, ist auch vom Geld, das ein
Wahlkampf kosten würde, abhängig.
Denn das Werben um Stimmen ist in
einer großen Stadt entsprechend teu-
rer als in einer kleinen Gemeinde.
Eine Faustregel geht von ein bis zwei
Euro pro Einwohner aus. Wer nicht
von einer Partei oder einem Spender
unterstützt wird,muss sich denWahl-
kampf erstmal leisten können. Geld
kosten auch Agenturen und Berater,
die angehende Kandidaten im Wahl-
kampf unterstützen und im Vorfeld
geeignete Gemeinden raussuchen.
Truffner wurde durch seinen Berater
für den Wahlkampf auf Empfingen
aufmerksam.

Nichtmehr ganz so wichtig sei die
Frage, ob man in der Kommune le-
ben wolle, in der man sich bewirbt,
so Holzwarth. Viele Kandidaten wür-
den offen zugeben, dass sie sich einen
Umzug nicht vorstellen können, auch
wenn die Wähler diese Frage noch
immer kritisch sehen würden. Im-
merhin: Die Residenzpflicht für Bür-
germeister gibt es längst nicht mehr.

Für Truffner war klar, dass er in
Empfingen leben will. Deshalb war es
ihm wichtig, dass sich seine Frau
ebenfalls dort wohl fühlt. Durch die
kurzen Wege kann er nach der Sit-
zungmit denGemeinderäten das „ein
oder andere Viertele“ trinken und
trotzdem sicheren Fußes heimkom-
men. Nur ein Wunsch hat sich nicht
erfüllt: Erwollte in eineKommunemit
5000 Einwohner, Empfingen hat 4300.

Ferdinand Truffner war eine gute Fasnet wichtig, diese hat er in Empfingen gefunden. FOTO: GEMEINDE EMPFINGEN

Serie: Wie werde ich
Bürgermeister?

„Stimmt die Chemie mit den
Menschen, ist das ein gutes
Zeichen, dass die Gemeinde passt.“

Erich Holzwarth,
Wahlkampfberate r FOTO: PRIVAT

Hohe Ehrung für
Alt-Landrat
Piepenburg
HEILBRONN. Der frühere Heilbron-
ner Landrat Detlef Piepenburg ist nun
Träger des Verdienstkreuzes am Ban-
de des Verdienstordens der Bundes-
republik Deutschland. Bei der Or-
densverleihung im Kurhaus von Bad
Rappenau stellte Innenminister Tho-
mas Strobl (CDU) die Entwicklung
des Landkreises unter der Ägide Pie-
penburgs zu einem der wirtschafts-
stärksten Kreise in ganz Deutschland
heraus. Seinbesonderes Interesse galt
seit jeher einer guten und zukunfts-
orientierten Gesundheitsversorgung
indenLandkreisen.Derheute 67-Jäh-
rige erhalte die Auszeichnung nicht
als Landrat, sondern für seine Ver-
dienste um die Gesellschaft, erklärte
sein ebenfalls parteiloser Nachfolger,
Landrat Norbert Heuser.

Der Jurist Piepenburg war zwi-
schen 2005 und 2021 Landrat in Heil-
bronn. Damals stimmten alle Heil-
bronner Kreisräte für ihn. Zuvor hat-
te er den gleichen Posten im Neckar-
Odenwald-Kreis inne. Piepenburg
war außerdem in der Landkreis- und
Ministerialbürokratie sowie in der
freien Wirtschaft tätig. (sta)

Landkreise:
Cannabis-Freigabe
belastet Ämter
STUTTGART. Der Landkreistag steht
einer Legalisierung des Cannabiskon-
sums skeptisch gegenüber. Die Frei-
gabe werde nach Auffassung der Ge-
sundheitsämter absehbar zu einer
verstärkten Nachfrage und zu einem
verstärkten Bedarf an psychothera-
peutischen Hilfen für Kinder- und Ju-
gendliche führen. „Aus Sicht der
Landkreise ist bislang völlig unklar,
wie die nach der Pandemie ohnehin
schon massiv belasteten Einrichtun-
gen und Angebotsträger dies auffan-
gen sollen“, so der Hauptgeschäfts-
führer Alexis von Komorowski. Die
kommunalen Suchtbeauftragten der
Land- und Stadtkreise müssten da-
her gestärkt werden. Dazu gehöre es,
dass die Festbetragszuwendung des
Landes für die Suchtbeauftragten
endlich an die Tariflohnentwicklung
angepasst wird.

Laut der Umfrage „Baden-Würt-
temberg Report“ sprechen sich 40
Prozent der Befragten für die Legali-
sierung eines begrenzten Cannabis-
Anbaus und für kontrollierte Abgabe-
stellen aus. (sta)

Neidlingen darf Obstbäume fällen
VGH weist eine Beschwerde des Naturschutzbunds gegen die Rodung der Streuobstwiese ab

MANNHEIM/NEIDLINGEN. Auf
einer Streuobstwiese in Neidlingen
(Kreis Esslingen) könnten bald die
Bagger anrollen. Der Verwaltungsge-
richtshof hat die Beschwerde des Na-
turschutzbunds (Nabu) gegen die
Umwandlung der Wiese zu Bauland
beziehungsweise die Rodung von 19
Bäumen im Eilverfahren abgewie-
sen.DerFall betraf eine spezielleKon-
stellation, so der Nabu.

Zum einen sei der Bebauungs-
plan für das Gebiet „Schießhütte“
rechtswidrig, weil er auf Grundlage
des beschleunigten Bauens im
Außenbereich ohne Umweltprüfung
erfolgt sei. Das Bundesverwaltungs-
gericht hatte den entsprechenden
Paragrafen 13b Baugesetzbuch 2023
für europarechtswidrig erklärt.

Zum anderen hatte der Nabu sich
auf Paragraf 33a Naturschutzgesetz
berufen, nach dem Streuobstbestän-
de ab 1500 Quadratmetern unter be-
sonderem Schutz stehen.

Nabu will den Widerstand gegen
die Rodungen nicht aufgeben

Der VGH hat die Beschwerde der Na-
turschützer nun mit der Begründung
abgewiesen, dass die Rechtmäßigkeit
des Bebauungsplanes in dem Verfah-

ren nicht zu prüfen sei. Grundsätz-
lich gelte aber ein strenger Maßstab
für eine Umwandlungsgenehmigung
für Streuobstwiesen inBauland. Aller-
dings gebe es einen Ermessensspiel-
raum der Genehmigungsbehörde.

Der Rechtsanwalt des Nabu, Dirk
Teßmer, hält dagegen, dass die Recht-
mäßigkeit des Bebauungsplans auch
für die Streuobstrodung im Vorfeld

geprüft werden müsse. Zudem sieht
er die Rechtsauslegung nicht mit den
Zielen des Paragrafen 33a Natur-
schutzgesetz vereinbar. Der Gesetz-
geber sollte klarstellen, dass Streu-
obst nicht für rechtswidrige Planun-
gen gerodet werden darf.

Der Nabu werde den rechtlichen
Widerstand gegen die Rodung von
Streuobstwiesen nicht aufgeben.

Bürgermeister Jürgen Ebler (par-
teilos) ist froh über die Entschei-
dung.Neidlingenwillmit den 30Neu-
bauten Wohnraum für 100 Personen
schaffen und hatte auf fehlende Alter-
nativen für Bauflächen verwiesen.

Die Gemeinde hatte ein Gutachten
anfertigen lassen

Die Gemeinde hatte ein Umweltgut-
achten anfertigen lassen, aus dem
hervorging, dass es sich bei den Bäu-
men um keinen hochwertigen Streu-
obstbestand handelt. Laut den Ver-
waltungsrichtern sei deshalb das öf-
fentliche Interesse zum Erhalt der
Wiese nicht gegeben. Außerdemwur-
den Ausgleichsflächen geschaffen.
„Der Beschluss hat gezeigt, dass es
nicht unmöglich ist, dass Streuobst-
wiesen zu Bauland werden“, so Ebler.
In Bezug auf den Paragrafen 13b hat-
te sich die Gemeinde auf die Jahres-
frist berufen, innerhalb der ein Be-
bauungsplan gerügt werden könne.

Der Bürgermeister hofft, dass
noch in diesem Jahr mit dem Bau be-
gonnenwerden kann.DerGemeinde-
rat habe auch den Weg frei für Ge-
schosswohnungen gemacht. Die 19
Obstbäume wurden nach Bekanntga-
be des Beschlusses gefällt. (ru)

Grünes Licht für den Bau auf der Streuobstwiese in Neidlingen. Der Nabu hatte unter an-
derem auf den besonderen Schutz der Bäume gepocht. FOTO: GEMEINDE NEIDLINGEN

Funknetz sorgt für
aktuelle Infos
Baiersbronn nutzt Spezialtechnik für Mitarbeiter

BAIERSBRONN. In der Gemeinde
Baiersbronn (Kreis Freudenstadt)
sorgt ein spezielles Funknetz dafür,
dass Mitarbeiter bestimmte Informa-
tionen auf einem Bildschirm ablesen
können, für die sie bisher selbst vor
Ort sein mussten. Das Funknetz ba-
siert auf dem LoRaWAN-Standard.
Dieses Long Range Wide Area Net-
work kann über mehrere Kilometer
Strecke Informationen mit einem ge-
ringen Datenumfang übertragen. Da-
für werden vor Ort Sensoren ange-
bracht. Nachdem der Gemeinderat
im Dezember entschieden hatte, ein
Funknetz selbst aufzubauen, soll es
nun doch eine externe Firma über-
nehmen.

Infrage kommt die Temperatur-
messung an bestimmten Stellen auf
der Gemarkung. So kann entschie-
den werden, ob der Streudienst aus-
rückenmuss. Eingesetzt werden kann
der Sensor auch als Füllstandsmes-
ser bei der Bewässerung von Pflan-
zen oder bei der Pegelmessung von
Gewässern. In allen Fällen können
Anfahrteneingespartwerden, heißt es
in der Vorlage der Verwaltung. Ge-

meinderat Michael Ruoss sieht gro-
ßen Nutzen: Vor allem im Winter-
dienst könnten Wege und damit Zeit
sowie Personalressourcen eingespart
werden.Dassman sichnun auf einem
externen Netz einmieten wolle, sei
optimal zum Testen eines solchen
Systems.

Baiersbronn ist eine Flächenge-
meinde mit knapp 190 Quadratkilo-
metern. Die Wege sind entspre-
chend weit, um beispielsweise Müll-
behälter zu leeren. Strom- und Was-
serverbrauch in den Haushalten des
Ortes könnten damit auch ausge-
lesen werden. Dies sei aber daten-
schutzrechtlich kritisch, so der Koor-
dinator in der Gemeinde für die Di-
gitalisierung in Verwaltung und
Schulen, JonasDölker. EinVorteil des
Systems ist, dass keine Nutzungsent-
gelte für das Aufschalten einzelner
Sensoren anfallen. Zudem gehört das
Netz der Gemeinde, sie muss kein
Ausfallrisiko eines Unternehmens
fürchten, etwa im Falle einer Insol-
venz. Nachteile sind die hohen An-
fangsinvestitionen sowie die War-
tung durch die Kommunen. (dis)
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